
 

  

S 81 KR 1676/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Streitwert

Statusentscheidung
Auffangwert
§ 13 GKK a. F

Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 81 KR 1676/04
Datum 19.10.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 B 128/04 KR
Datum 05.10.2005

3. Instanz

Datum -

Der Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom 19. Oktober 2004 wird geÃ¤ndert. Der
Wert des Streitgegenstandes wird auf 1.000 Euro festgesetzt. Im Ã�brigen wird die
Beschwerde zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die BeschwerdefÃ¼hrerin betreibt einen Messe- und Veranstaltungsservice.
Zwischen den Beteiligten war streitig, ob der Beigeladene, der fÃ¼r die
BeschwerdefÃ¼hrerin am 5. Oktober 2003 als GÃ¤stebetreuer bei einer
Premierenfeier tÃ¤tig war, im Rahmen dieser TÃ¤tigkeit dem Grunde nach
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt war. FÃ¼r die Dauer dieses
VertragsverhÃ¤ltnisses hat die Beschwerdegegnerin den
sozialversicherungsrechtlichen Status des Beigeladenen als abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigten festgestellt. Ã�ber den Beginn der Versicherungspflicht ergehe ein
gesonderter Bescheid, ebenso schlieÃ�e sich erst im Folgenden die PrÃ¼fung der
Einzugsstelle an, ob TatbestÃ¤nde vorlÃ¤gen, die auf Grund besonderer
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Vorschriften Versicherungspflicht ausschlÃ¶ssen (Bescheide vom 7. Januar 2004
und 3. Februar 2004, Widerspruchsbescheid vom 17. Mai 2004).

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht (SG) Berlin abgewiesen (Urteil
vom 19. Oktober 2004) und mit Beschluss vom selben Tage den Wert des
Streitgegenstandes gemÃ¤Ã� Â§ 13 ff Gerichtskostengesetz (GKG) auf 4000 EUR
festgesetzt.

Hiergegen hat die BeschwerdefÃ¼hrerin Beschwerde eingelegt, der das SG nicht
abgeholfen hat. Die BeschwerdefÃ¼hrerin macht geltend, die BeschÃ¤ftigung sei
geringfÃ¼gig im Sinne des Â§ 8 Abs. 1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV)
gewesen. Ein Streitwert kÃ¶nne zwar nicht Null betragen, es sei hier aber auf die
BeitragssÃ¤tze fÃ¼r beitragspflichtige Minijobs abzustellen, so dass sich aus einem
Honorar von 75 EUR (fiktiv) BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 22,88 EUR ergÃ¤ben. Auf
diesen Betrag sei der Streitwert festzusetzen.

Die Beschwerdegegnerin ist der Beschwerde entgegengetreten. Im streitig
gewesenen Bescheid seien keine Feststellungen Ã¼ber das Vorliegen der
tatsÃ¤chlichen Versicherungspflicht und der daraus folgenden Beitragspflicht
getroffen worden. Im Ã�brigen habe die BeschwerdefÃ¼hrerin auÃ�er Acht
gelassen, dass der Beigeladene im Laufe der Zeit noch mehrmals fÃ¼r sie tÃ¤tig
geworden sei und schon von daher unklar sei, ob er unter die sog.
Minijobregelungen falle.

Die zulÃ¤ssige Beschwerde hat teilweise Erfolg.

Der Streitwert ergibt sich aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) i. V.
m. Â§ 25 Abs. 2 Satz 1 und 2, 14, 13 Abs. 1 GKG in der bis zum 30. Juni 2004
geltenden und hier noch anzuwendenden Fassung (Â§ 72 Nr. 1 GKG in der Fassung
des Gesetzes zur Modernisierung des Kostenrechts vom 5. Mai 2004, BGBl. I, 717;
a.F.). Nach Â§ 13 Abs. 1 Satz 1 GKG a.F. ist der Streitwert nach der sich aus dem
Antrag des KlÃ¤gers fÃ¼r ihn ergebenden Bedeutung der Sache nach Ermessen zu
bestimmen. Abgestellt wird dabei auf das wirtschaftliche Interesse des KlÃ¤gers an
der angestrebten Entscheidung und ihren Auswirkungen. Bietet der Sach- und
Streitstand keine genÃ¼genden Anhaltspunkte fÃ¼r die Bestimmung der
Bedeutung der Sache, so ist ein Streitwert von 4000 Euro anzunehmen (Â§ 13 Abs.
1 Satz 2 GKG a.F.; sog. Auffangwert).

Bei der Anfechtung einer Statusfeststellung nach Â§ 7a SGB IV durch den
Arbeitgeber geht es unmittelbar nur um das Vorliegen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Sinne des Â§ 7 SGB IV als Vorfrage der
Versicherungs- und Beitragspflicht. Das bedeutet jedoch nicht, dass damit eine
Bewertung des Interesses an der angestrebten Entscheidung ausscheiden muss.
Zwar ist der Statusfeststellung immanent, dass der zeitliche Umfang der
BeschÃ¤ftigung und ihre Dauer fÃ¼r die Entscheidung ohne Belang sind. Gleichwohl
lÃ¤sst sich aus der vertraglichen Gestaltung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, die
es im Einzelfall zu Ã¼berprÃ¼fen gilt, immer auch ersehen, ob ein
Statusfeststellungsverfahren eine besonders groÃ�e oder â�� wie hier â�� keine
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gravierende wirtschaftliche Bedeutung hat.

Bei einer befristeten TÃ¤tigkeit, soweit sie fÃ¼r sich genommen die zeitliche Grenze
des Â§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV nicht Ã¼berschreitet, hÃ¤lt der Senat dabei in
pauschalierender Betrachtungsweise ein Viertel des Auffangwertes als
Gegenstandswert fÃ¼r angemessen (vgl. im Einzelnen Beschluss des Senats vom
21. MÃ¤rz 2004 â�� L 1 B 136/04 KR). Selbst wenn sich im Rahmen der
FolgeprÃ¼fungen herausstellt, dass GeringfÃ¼gigkeit einer zeitlich derart
begrenzten TÃ¤tigkeit nicht vorliegt, wird es nur wenige Fallgestaltungen geben, in
denen die dann anfallenden BeitrÃ¤ge (nicht nur der Kranken- und
Rentenversicherung wie die BeschwerdefÃ¼hrerin meint, sondern auch der Pflege-
und Arbeitslosenversicherung) 1000 EUR Ã¼bersteigen. Der Senat kann der
weitergehenden Vorstellung der BeschwerdefÃ¼hrerin dagegen nicht folgen, der
Wert des Streitgegenstandes mÃ¼sse durch Berechnung der sich aus dem Honorar
ergebenden BeitrÃ¤ge ermittelt werden. Ob eine sog. zeitgeringfÃ¼gige
BeschÃ¤ftigung nach Â§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV vorliegt, ist weder Gegenstand der
Statusfeststellung noch kann die Entscheidung, ob eine BerufsmÃ¤Ã�igkeit der
kurzfristigen BeschÃ¤ftigung kumulativ mit dem Ã�berschreiten der Entgeltgrenze
von 400 EUR monatlich die Annahme der GeringfÃ¼gigkeit ausschlieÃ�t, allein
anhand des fÃ¼r die Statusfeststellung maÃ�geblichen Sachverhalts getroffen
werden. Im Ã�brigen war die Beschwerde daher zurÃ¼ckzuweisen.

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nach Â§ 25 Abs. 4 Satz 2 GKG a.F. nicht zu
erstatten.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 01.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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